
S t a d t  
N e u - A n s p a c h  

 

B E S C H L U S S  

der öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

vom Dienstag, den 05.09.2017. 

 

2.7 60-16-02 Bebauungsplan Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße-Süd, Stadtteil Anspach 
1.Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und Beteiligung der Behörden  und 
sonstiger   Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 
2.Entwurfsbeschluss 
Vorlage: 194/2017 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, 
 
1. zum Bebauungsplan Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße –Süd, Stadtteil Anspach, die in Fettdruck 
und Kursivschrift dargestellten Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen 
Anregungen und Hinweise als Stellungnahme der Stadt Neu-Anspach abzugeben: 
 
I. Behörden und sonstigeTräger öffentlicher Belange 
 
1. Hochtaunuskreis – Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung 
 Schreiben vom 07.08.2017, Az.: 60.00.02 
 
zu dem oben genannten Bebauungsplan wird seitens des Kreisausschusses des 
Hochtaunuskreises wie folgt Stellung genommen: 
 
vom Fachbereich Ländlicher Raum werden die öffentlichen Belange der Landwirtschaft/Feldflur 
vertreten. Hierin sind Aufgaben der Landschaftspflege enthalten. Des Weiteren werden die öffentli-
chen Belange des Forstes wahrgenommen. 
 
Ziel des oben genannten Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen, um eine Fläche von 5.695 m

2
 am südwestlichen Ortsrand von Anspach einer Nutzung als 

Allgemeines Wohngebiet zuzuführen. Der Geltungsbereich unterliegt derzeit weit überwiegend 
einer Nutzung als Pferdekoppel und Mähweide und ist im Regionalen Flächennutzungsplan als 
„Fläche für die Landbewirtschaftung" dargestellt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 
Aus Sicht der öffentlichen Belange der Landwirtschaft ist auf die erneute Inanspruchnahme 
weiterer landwirtschaftlicher Flächen hinzuweisen, so dass eine Beeinträchtigung öffentlicher 
Belange der Landwirtschaft zu konstatieren ist. Die Flurstücke unterliegen jedoch schon seit vielen 
Jahren keiner erwerbsmäßigen landwirtschaftlichen Nutzung mehr, sondern werden ausschließlich 
im Hobby genutzt. Vor diesem Hintergrund und aufgrund des in anderen Bauleitplanverfahren der 
Stadt Neu-Anspach nachgewiesenen Bedarfs bei einem nur eingeschränkt noch vorhandenem 
Innenentwicklungspotenzial, wird die Betroffenheit öffentlicher Belange der Landwirtschaft gegen-
über dem öffentlichen Interesse an der Entwicklung von weiterem Bauland im vorliegenden Fall 
zurückgestellt.  
 
Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der naturschutzrechtliche Ausgleich für das sich ergebende Biotopwertdefizit in Höhe von 94.939 
Biotopwertpunkten soll durch die Zuordnung eines Teiles der Ökokontomaßnahme Nr. 25 
„Umwandlung Fichtenbestände in Auwald" in der Gemarkung Hausen-Arnsbach kompensiert 
werden. Diese Verwendung von Ökopunkten aus einer im Wald erfolgten Ökokontomaßnahme 
wird aus Sicht der öffentlichen Belange der Landwirtschaft begrüßt. 
 



Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung begrüßt den eingereichten 
Bebauungsplanvorentwurf „Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße - Süd". Bei der Planung handelt es sich 
um die Erweiterung eines ortskernnahen Wohngebietes im bisherigen Außenbereich. Um eine 
Angreifbarkeit nach der Erlangung der Rechtskraft zu vermeiden, sollten die folgenden Angaben 
bis zur Entwurfsfassung überarbeitet bzw. nachgereicht werden. 
 
Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
 

Verfahren  
Es ist fraglich, ob die vorliegende Planung als „aus dem Regionalen Flächennutzungsplan entwi-
ckelt" angesehen werden kann. Aktuell stellt sich das Gebiet als Außenbereich mit nach Süden 
und Westen angrenzender, unbebauter und unbeplanter freier Landschaft dar. Dies deckt sich mit 
den Zielen der Raumordnung für das Plangebiet. Es wird empfohlen, diesen Sachverhalt zur 
Regionalplanung (vgl. Begründung, S. 5 f.) in Abstimmung mit dem Regionalverband 
FrankfurtRhein-Main zu prüfen und ggf. ein Änderungsverfahren des Regionalen 
Flächennutzungsplans einzuleiten. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Planungsverband FrankfurtRheinMain wurde entsprechend am Verfahren beteiligt und 
hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB auch im Hinblick auf 
das Entwicklungsgebot keine Bedenken gegen die vorliegende Planung geäußert. Eine 
Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes ist nicht erforderlich. Ferner hat auch die 
Obere Landesplanungsbehörde beim Regierungspräsidium Darmstadt im Hinblick auf die 
Anpassung der Bauleitplanung an die im Regionalplan Südhessen / Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 enthaltenen Ziele der Raumordnung keine Bedenken geäußert. 
 

Eingriffsregelung 
Die im Bestand als Vielschnittrasen eingestufte Fläche, stellte sich bei einer Ortsbegehung ökolo-
gisch wertvoller dar als eine intensive Wirtschaftswiese und sollte mit mindestens 24 BWP in die 
Bilanz eingehen. 
 
Für die Gartenhütte auf dem Flurstück 128/4 liegt keine Genehmigung vor. Da bei der Bilanzierung 
der letzte rechtmäßige Zustand anzunehmen ist, ist für die 6 m²' ebenfalls der Nutzungstyp Weide 
anzunehmen. 
 
In der Bestandskarte zum Umweltbericht sind neun Obstbäume dargestellt, in der Bestandsbilanz 
werden hingegen lediglich acht Stück aufgeführt. Weiter werden innerhalb der Bestandskarte vier 
Büsche dargestellt, welche in der Eingriffsregelung nicht bilanziert werden. Es wird darum gebeten, 
diese Differenzen zu prüfen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird entsprochen. 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird im Hinblick auf den zugrunde gelegten 
Bestand und den im Zuge der vorliegenden Planung erforderlichen naturschutzrechtlichen 
Ausgleich geprüft und angepasst. 
 
Unklar ist, ob sich die Regelung bzgl. der Anzahl der Pflanzen pro Quadratmeter (vgl. Festsetzung 
1.7.1) auf die „gärtnerisch anzulegende bzw. natürliche Grünfläche" bezieht oder nur auf die ei-
gentliche „Gehölzfläche". Dies muss klar gestellt werden. Aufgrund der flächenmäßig relativ kleinen 
Baugrundstücke wird es bei dieser Regelung, falls sie für die Gehölzflächen gilt, zu einer un-
zureichenden Durchgrünung der Grundstücke kommen. Wir bitten darauf zu achten, dass pro 
Grundstück mindestens 1 Baum zu pflanzen ist und 10 % des Grundstücks flächig von Gehölzen 
bedeckt wird (1 Strauch pro 1 m

2
). Zu selbiger Festsetzung wäre zu erläutern, was unter dem Begriff 

„rechnerische Grundstücksfreifläche" zu verstehen ist. Eindeutiger wäre es, wenn der Begriff „nicht 
überbaubare Grundstücksfreifläche" verwendet werden würde. In diesem Zusammenhang wird 
darauf hin gewiesen, dass es bei den vorliegend formulieren Festsetzungen und einer maximalen 
Ausnutzung der GRZ 2 (Nebenanlagen) zu einer theoretischen Versiegelungsmöglichkeit von 72 % 
der Grundstücksfläche kommen kann, welche gem. BauNVO nicht zulässig wäre. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 



Nach der im Bebauungsplan vorgesehenen textlichen Festsetzung 1.7.1 sind im 
„Allgemeinen Wohngebiet mindestens 70 % der rechnerischen Grundstücksfreiflächen 
gärtnerisch oder als natürliche Grünfläche anzulegen und zu unterhalten. Hiervon sind 
mindestens 50 % mit standortgerechten heimischen Laubgehölzen oder regionaltypischen 
Hochstamm-Obstbäumen zu bepflanzen. Es gilt: 1 Baum / 50 m², 1 Strauch / 5 m².“  
Satz 3 der Festsetzung ist dabei auf die eigentliche Gehölzfläche, d.h. auf die 50 % von 70 % 
der Grundstücksfreiflächen bezogen. Bei einem beispielhaften Baugrundstück von 500 m

2
 

ergibt sich nach Abzug der nach der vorliegend festgesetzten Grundflächenzahl von GRZ = 
0,4 und der gesetzlich zulässigen Überschreitung durch Nebenanlagen und Stellplätze etc. 
i.S.d. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO um 50 % zulässigen Grundfläche insofern eine 
rechnerische Grundstücksfreifläche von 200 m

2
. Wenn hiervon 70 % gärtnerisch oder als 

natürliche Grünfläche anzulegen und zu unterhalten sind, entspricht dies einer Fläche von 
140 m

2
 und einer Gehölzfläche von 70 m

2
. Im Ergebnis wären somit z.B. ein Laubbaum 

sowie 14 Laubsträucher anzupflanzen. Mit der Festsetzung kann in Verbindung mit der 
zeichnerischen Festsetzung zur Anpflanzung von Laubsträuchern eine hinreichende 
Begrünung der privaten Grundstücksflächen gewahrt werden, ohne dass insbesondere die 
kleineren Baugrundstücke vorliegend unverhältnismäßig benachteiligt werden. Zudem kann 
durch die gewählte Begrifflichkeit eine einfache rechnerische Prüfung erfolgen. An der 
Planung wird daher in der bisherigen Form weiterhin festgehalten, zumal es sich bei den 
Vorgaben letztlich nur um den Mindestanteil handelt und darüber hinaus eine 
weitergehende Bepflanzung ohne weiteres zulässig ist. 
 
Die Verwendung von Einzelsymbolen als Darstellung für die geplante Randeingrünung erscheint 
nicht zielführend, um eine vernünftige Ortsrandeingrünung zu realisieren (vgl. Festsetzung Nr. 
1.7.2). Hierfür wäre z. Bsp. eine zweireihige, geschlossene und frei wachsende Laubholzhecke 
denkbar. Der Bereich sollte dementsprechend auch flächig, zeichnerisch festgesetzt werden. 
Hierbei wäre eine Streifenbreite von mind. 3 m zielführend. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird nicht entsprochen. 
Nach der im Bebauungsplan vorgesehenen textlichen Festsetzung 1.7.1 sind „je 
Strauchsymbol in der Planzeichnung mindestens fünf standortgerechte heimische 
Laubsträucher anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten“. Mit der Festsetzung kann eine 
hinreichende Eingrünung der privaten Grundstücksflächen nach Süden und Westen erreicht 
werden. An der Planung wird daher in der bisherigen Form weiterhin festgehalten, zumal es 
sich bei den Vorgaben auch hier letztlich nur um ein Mindestmaß handelt und darüber 
hinaus eine weitergehende Bepflanzung ohne weiteres zulässig ist. 
 
Bei der angegebenen Ökokontomaßnahme Nr. 25 der Stadt Neu-Anspach bestehen Unklarheiten. 
Diese Maßnahme wurde größtenteils bereits für den Bebauungsplan „Konrad-Adenauer Straße 23- 
25" verbucht. Vermutlich ist beabsichtigt, die Ökokontomaßnahme Nr. 24 in der Gemarkung 
An-spach für die vorliegende Planung heranzuziehen, hier stehen noch 132.000 BVVP für 
eine Kompensation zur Verfügung. Die entsprechenden Angaben sind in den Unterlagen zu 
korrigieren. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Maßnahmenfläche umfasst jedoch, wie bereits in den Planunterlagen aufgeführt, in der 
Gemarkung Hausen-Arnsbach, Flur 2, das Flurstück 1/2 und eine Größe von insgesamt 
27.835 m². Die Nummer der zugeordneten Ökokontomaßnahme ist ebenfalls zutreffend. 
Seitens der Stadt Neu-Anspach wurden der Unteren Naturschutzbehörde die Angaben mit 
der Bitte um redaktionelle Anpassung des Ökokontos bereits mitgeteilt; um entsprechende 
Korrektur wird weiterhin gebeten. 

 
Artenschutz  

Wie auch in den Unterlagen erwähnt wird, ist mit der Entwurfsfassung eine 
artenschutzrechtliche Prüfung einzureichen. Die Beschränkung der artenschutzfachlichen 
Erfassungen auf die angegebenen Tiergruppen Fledermäuse, Vögel und Maculinea-Arten 
erscheint plausibel. Innerhalb des Gutachtens sind die potentiellen Habitateignungen der 
Baumhöhlen und der Gartenhütte aufzuzeigen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird entsprochen. 

 



Es wird darauf hingewiesen, dass ggf. erforderliche artenschutzrechtliche Maßnahmen, 
welche sich aus der artenschutzrechtlichen Prüfung ableiten in die textlichen Festsetzungen 
(mindestens als Hinweise) mit aufzunehmen sind. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird entsprochen. 

 
Weitere Anregungen, Empfehlungen und Hinweise  

Gesunder Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch die 
Baumaßnahme betroffen ist. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass der zu 
erhaltende Bewuchs während der Bauarbeiten gem. DIN 18920 durch entsprechende 
Schutzmaßnahmen vor Beeinträchtigungen zu schützen ist. Dies gilt auch für Bäume, die 
nicht auf dem Baugrundstück stehen. Es wird darum gebeten, auf den Verbleib eines 
ausreichend großen Wurzelraumes der westlich des Plangebiets stehenden Birken und 
Eichen zu achten. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird entsprochen und es 
werden entsprechende Hinweise in die Begründung aufgenommen. 

 
Die Bäume sind in unbefestigten, begrünten Baumscheiben oder Pflanzstreifen von 
mindestens 6 m

2
 Fläche und einem durchwurzelbaren Raum von mindestens 12 m

3
 zu 

pflanzen. Baumscheiben und Pflanzstreifen sind dauerhaft als blütenreiche 
Staudensäume anzulegen und gegen schädigende Einflüsse zu sichern. Alle 
Anpflanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Gebäude bzw. 
Erschließungsstraßen auszuführen. Sie sind dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze 
sind gleichartig zu ersetzen und spätestens nach einem Jahr nach zu pflanzen. Die in 
den textlichen Festsetzungen aufgeführten Bäume 1. Ordnung (vgl. Artenliste) 
erscheinen für die relativ kleinen Baugrundstücke nicht geeignet. Die Artenauswahl 
sollte mittels regionaltypischen Obstgehölzen ergänzt werden, eine entsprechende Liste 
ist bei der Unteren Naturschutzbehörde erhältlich. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird wie folgt entsprochen: 
Da vorliegend keine Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum vorgesehen sind, 
bedarf es keiner weiteren Vorgaben im Hinblick auf die Anlage von sog. Baumscheiben oder 
Pflanzscheiben. Im Übrigen kann den Anregungen zur Erhaltung und zum gegebenenfalls 
erforderlichen Ersatz anzupflanzender Gehölze mit den im Bebauungsplan vorgesehenen 
textlichen Festsetzungen bereits Rechnung getragen werden. Zum Entwurf des 
Bebauungsplanes wird jedoch eine zusätzliche Vorschlagsliste zur Verwendung von 
regionaltypischen Obstbäumen in den Umweltbericht aufgenommen, die der 
angesprochenen Liste der Unteren Naturschutzbehörde entspricht. Da die im 
Bebauungsplan enthaltenen Artenlisten als Artenauswahl jedoch nicht abschließend sind 
und in den textlichen Festsetzungen zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen keine verbindlichen Vorgaben enthalten sind, wird die 
Artenauswahl im Hinweisteil der textlichen Festsetzungen nicht ergänzt. Da im Plangebiet 
darüber hinaus keine größeren, zusammenhängenden Obstbaumpflanzungen vorgesehen 
sind, wird auch von der Aufnahme weitergehender Vorgaben zur Verwendung 
entsprechender Arten in den textlichen Festsetzungen abgesehen. 

 
Eine Regelung zur Begrünung der nordöstlich gelegeneren Parkplätze z. B. Randbegrünung 
mit jeweils einem Baumstandort, wäre wünschenswert. 
 
Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Auf der im Bebauungsplan als Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung 
„Öffentliche Parkplätze“ festgesetzten Fläche sollen Besucher- bzw. Kurzzeitparkplätze 
errichtet werden. Da die Fläche jedoch im Hinblick auf die Anzahl der Parkplätze optimal 
genutzt werden soll, wird auf die angeregten Vorgaben zur Begrünung verzichtet.  

 
Es ist zu prüfen, ob in den textlichen Festsetzungen ein Hinweis aufgenommen werden 
kann, dass bei der Anlage der gärtnerisch genutzten Grünflächen (vgl. Festsetzung Nr. 
1.7.1) auf eine Verwendung von Geovlies verzichtet werden soll. Geovlies verhindert den 
Austausch einer Vielzahl von biologischen Faktoren und ist daher aus natur- und 
artenschutzfachlicher Sicht abzulehnen. 



 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird wie folgt entsprochen: 
In den Hinweisteil der textlichen Festsetzungen wird ein Hinweis auf die aus 
naturschutzfachlicher Sicht nicht erwünschte Verwendung von Unkrautschutzfolien (sog. 
Geofolien oder Geovlies) im Plangebiet aufgenommen. Von einer ausdrücklichen textlichen 
Festsetzung wird jedoch auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere 
aufgrund des Fehlens einer eindeutigen Rechtsgrundlage für die Festsetzung eines 
entsprechenden Verwendungsverbotes abgesehen. 

 
Wünschenswert ist eine gestalterische Festsetzung bezüglich einer Dachbegrünung für 
flachgeneigte Dächer von Haupt- und/oder Nebengebäuden. Selbiges gilt für die im 
Umweltbericht vorgeschlagene Fassadenbegrünung. 
 
Den Anregungen wird wie folgt entsprochen: 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird eine textliche Festsetzung zur Dachbegrünung als 
bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschrift aufgenommen, nach der „flach geneigte 
Dächer mit einer Dachneigung bis einschließlich 7° und einer Dachfläche von mehr als 6 m² 
zu einem Anteil von mindestens 80 % in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu 
begrünen sind, sofern diese nicht mit Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie 
überstellt werden“. Von der verbindlichen Festsetzung einer Fassadenbegrünung wird 
hingegen abgesehen, da im Zuge der geplanten städtebaulichen Entwicklung im Bereich 
des Plangebietes keine großvolumigen Baukörper ohne bauliche oder gestalterische 
Gliederung der Fassaden entstehen, die eine entsprechende Festsetzung rechtfertigen. 

 
Einfriedungen sollten aus artenschutzfachlicher Sicht einen Mindestbodenabstand von 0,15 m 
aufweisen, dies ermöglicht z. Bsp. Kleinsäugern weiterhin das Plangebiet zu durchqueren. 
 
Der Anregung wird entsprochen. 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird die bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschrift 
zur Zulässigkeit von Einfriedungen um die Vorgabe zur Einhaltung eines entsprechenden 
Mindestbodenabstandes ergänzt. 

 
2. Regierungspräsidium Darmstadt – Kampfmittelräumdienst 

Schreiben vom 30.06.2017, Az.: I 18 KMRD-6b 06/05-N 1075-2017 
 
Über die im Lageplan bezeichnete Fläche liegen dem Kampfmittelräumdienst aussagefähige 
Luftbilder vor. 
 
Eine Auswertung dieser Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem 
Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine 
mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche 
nicht erforderlich. 
 
Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein 
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den 
Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die vorgebrachten Hinweise werden zur Klarstellung in die Begründung zum Entwurf des 
Bebauungsplanes aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht 
darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf, zumal kein begründeter Verdacht besteht, 
dass im Plangebiet mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist und 
demnach eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich ist. 

 
3. Schützenverein Freischütz 1913 e.V., Neu-Anspach  

Schreiben eingegangen 16.02.2016 
 
Der Schützenverein Freischütz mit Schießanlage im Steinchen legt hiermit Einspruch ein gegen 
das Vorhaben des Magistrates bzgl. Bebauungsplan Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße Nord. 
 
Begründung: 
 



1 

Wir befürchten massive Beschwerden durch die künftigen Anwohner wegen Lärmbelästigung auf 
uns zukommen. Dies bedeutet für uns Einschränkungen, im schlimmsten Fall Einstellung des 
Schießbetriebs für Großkaliberwaffen. 
 
Wir weisen ferner darauf hin, dass der Verein in diesen Disziplinen sehr erfolgreich bis zur Oberliga 
schießt. Ebenso die Teilnahme an Kreis-, Gau- und Deutschen Meisterschaften. Das setzt ein 
intensives Training der Schützen voraus. Bei Einschränkung des Schiebetriebes wäre das nicht 
mehr gewährleistet. Wir haben uns bereits selbst Einschränkungen im Schießbetrieb durch 
Trainingsreduzierung auferlegt, um Beschwerden der Anwohner entgegen zu wirken. 

 
Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich der Nutzung der bestehenden Schießsportanlage kann entsprechend der 
Einschätzung im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung ausgeführt werden, dass es 
sich bei der vorliegenden Schießsportanlage zwar um einen offenen Schießstand handelt. 
Der Abstand zu den nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen innerhalb des 
Plangebietes beträgt jedoch ca. 470 m. Unter Berücksichtigung der Pegelminderung auf 
dem Ausbreitungsweg ist bei einer solchen Anlage mit einem hierfür typischem Trainings- 
und Wettkampfbetrieb im Allgemeinen nicht von Überschreitungen der für Allgemeine 
Wohngebiete gültigen Immissionsrichtwerte auszugehen. Zudem besteht zwischen der 
Schießsportanlage und dem Plangebiet keine Sichtverbindung, da sich hier ein Hügel 
befindet, durch den eine zusätzliche Abschirmwirkung hervorgerufen wird. Demnach wird 
gutachterlich hinsichtlich der Schießlärmeinwirkungen innerhalb des Plangebietes mit 
Sicherheit davon ausgegangen, dass auch insbesondere aufgrund der Tatsache, dass keine 
schalltechnische Vorbelastung aus anderen Anlagen besteht, keine Immissionskonflikte 
vorliegen. 

 
4. Abwasserverband Oberes Usatal 

Schreiben vom 15.05.2017, Az.: ED/KA/Deni 
 
Bezug nehmend auf das Schreiben vom 11.04.2017 der Stadt Neu-Anspach bzgl. des o.a. 
Bebauungsplanes „Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße" teilen wir Ihnen unsere Stellungnahme wie folgt 
in mit:  
 
Gemäß den vorliegenden Unterlagen ist es vorgesehen, für das rd. 0,6 ha große Plangebiet, das 
sich im südlichen Bereich von Anspach, südlich der Friedlich-Ludwig-Jahn-Straße und westlich 
der Straße An der Speichwiese befindet, ein Allgemeines Wohngebiet mit rd. 10 
Wohnbaugrundstücken auszuweisen und die zugehörige Erschließung zu sichern. 
 
Der Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Anspach, Flur 29, die Flurstücke 127/6, 
128/4, 129/1 und teilweise die Flurstücke 127/2, 131/3 und 143/1 (siehe Abbildung 1). 
Gemäß der textlichen Festsetzung zu dem Bebauungsplan soll das Niederschlagswasser 
ortsnah versickert, verrieselt oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. 
 
Das Abwasser und insbesondere das Niederschlagswasser, sollen von der Person, bei der es 
anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange dem nicht 
entgegenstehen (Abbildung 1). Anlage 2 
 
Die Ausführungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Hinsichtlich der übergeordneten Entwässerung ist festzustellen, dass die im Bebauungsplan 
ausgewiesene Fläche teilweise dem Außengebiet A212 „Anspach Süd II" (SMUSI-Prognose 
2010) zugeordnet ist und an den Regenüberlauf R10 „Breite Straße" angeschlossen ist. Eine 
geringe Fläche wurde nicht in der SMUSI-Prognose berücksichtigt. Siehe hierzu 
nachfolgenden Ausschnitt aus dem Übersichtslageplan der Einzugsgebiete (SMUSI Prognose 
2010) mit dem markierten räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Abbildung 2) 
Anlage 3 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in die Begründung zum Bebauungsplan 
aufgenommen. 



 
Im Vergleich zum Direkteinzugsgebiet des Regenüberlaufbeckens in der Größe von 18,7 ha 
fällt das Baugebiet relativ klein aus. Die spezifische CSB-Entlastungsfracht des RÜ R10 liegt 
mit 97 kg/(ha*a) It. SMUSI Prognose Berechnung 2010 weit unter dem Grenzwert von 250 kg 
kg/(ha*a). 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass hinsichtlich der Schmutzfrachtbelastung davon 
auszugehen ist, dass die Ausweisung der Baugrundstücke voraussichtlich keine wesentlichen 
Auswirkungen auf das bestehende Entwässerungssystem haben wird. 
 
Wir hoffen Sie ausreichend informiert zu haben und stehen Ihnen für Rückfragen gerne zur 
Verfügung. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in die Begründung zum Bebauungsplan 
aufgenommen. 
 

5. Regierungspräsidium Darmstadt 
Schreiben vom 12.05.2017, Az.: III 31.2 – 61d 02/01-111 
 
Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu dem o.g. Bebauungsplanentwurf aus der Sicht 
der Raumordnung und Landesplanung wie folgt Stellung: 
 
Der 0,6 ha große Plangeltungsbereich liegt innerhalb der im Regionalplan Südhessen/Regionaler 
Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010 - StAnz. 42/2011 vom 17. Oktober 2011) 
dargestellten Fläche für die Landbewirtschaftung sowie in einem Vorbehaltsgebiet für besondere 
Klimafunktionen. Von der geplanten Flächeninanspruchnahme sind keine regionalplanerischen 
Ziele betroffen so dass aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung keine Bedenken 
gegen den Planentwurf erhoben werden. 
 
Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Aus der Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege teile ich Ihnen mit, dass von dem 
Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanentwurfes kein Natur- oder Landschaftsschutzgebiet 
betroffen ist. Ein Natura-2000-Gebiet ist ebenfalls nicht betroffen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die zuständige Untere Naturschutzbehörde hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB keine 
Hinweise oder Bedenken vorgebracht, die der vorliegenden Planung grundsätzlich 
entgegenstehen. 
 
Zu weiteren naturschutzfachlichen Belangen verweise ich auf die Stellungnahme der zuständigen 
unteren Naturschutzbehörde. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die zuständige Untere Naturschutzbehörde hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB keine 
Hinweise oder Bedenken vorgebracht, die der vorliegenden Planung grundsätzlich 
entgegenstehen. 
 
Aus der Sicht meiner Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Wiesbaden teile ich Ihnen folgendes 
mit: 
 
Immissionsschutz 
Die vorgelegten Unterlagen zu der Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes wurden aus 
Sicht des Immissionsschutzes, der Lufthygiene und des Kleinklimas geprüft. Die Prüfung ergab, 
dass aus Sicht der Lufthygiene und des Kleinklimas keine Bedenken gegen die Aufstellung 
bestehen. 
 
Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 



Das Schalltechnische Gutachten der Krebs und Kiefer Fritz AG zeigt auf, dass es an 
Sonntagen in der Ruhezeit durch den Betrieb des benachbarten Sportplatzes zu 
Richtwertüberschreitungen der Freizeitlärm-Richtlinie kommen kann. In den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes muss für die betroffenen Fassaden festgesetzt werden, 
dass entweder keine schutzbedürftigen Räume hier angeordnet werden oder nur nicht 
öffenbare Fenster verbaut werden dürfen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Planung bereits berücksichtigt. 
 
Hinweis: 
Grundlage der Berechnung des oben genannten Gutachtens war die bisherige Nutzung des 
Sportplatzes sowie die bisherige Nutzung des nicht weit entfernten Schießstandes. Sollten sich in 
Zukunft Nutzungsänderungen ergeben, die nachweislich schädliche Umwelteinwirkungen in Form 
von Lärm auf das Plangebiet ergeben, kann es zu Nutzungseinschränkungen für die Vereine 
kommen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung wird jedoch nicht nur der Umfang der 
aktuell stattfindenden Nutzungen anhand des aktuellen Belegungsplanes, sondern vielmehr 
auch bereits eine eventuell künftig erfolgende Ausweitung der Nutzungen im Bereich des 
Sportplatzes berücksichtigt (siehe insbesondere Kapitel 6.2.2.2 der Schalltechnischen 
Untersuchung).  
Hinsichtlich der Nutzung der bestehenden Schießsportanlage kann entsprechend der 
Einschätzung im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung ausgeführt werden, dass es 
sich bei der vorliegenden Schießsportanlage zwar um einen offenen Schießstand handelt. 
Der Abstand zu den nächstgelegenen schutzbedürftigen Nutzungen innerhalb des 
Plangebietes beträgt jedoch ca. 470 m. Unter Berücksichtigung der Pegelminderung auf 
dem Ausbreitungsweg ist bei einer solchen Anlage mit einem hierfür typischem Trainings- 
und Wettkampfbetrieb im Allgemeinen nicht von Überschreitungen der für Allgemeine 
Wohngebiete gültigen Immissionsrichtwerte auszugehen. Zudem besteht zwischen der 
Schießsportanlage und dem Plangebiet keine Sichtverbindung, da sich hier ein Hügel 
befindet, durch den eine zusätzliche Abschirmwirkung hervorgerufen wird. Demnach wird 
gutachterlich hinsichtlich der Schießlärmeinwirkungen innerhalb des Plangebietes mit 
Sicherheit davon ausgegangen, dass auch insbesondere aufgrund der Tatsache, dass keine 
schalltechnische Vorbelastung aus anderen Anlagen besteht, keine Immissionskonflikte 
vorliegen. 
 
Hinsichtlich des Umfanges und des Detaillierungsgrades des Umweltberichtes werden aus Sicht 
der Belange Immissionsschutz, Lufthygiene und Kleinklima keine weiteren Forderungen gestellt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Bergaufsicht 
Als Datengrundlage für die Stellungnahme wurden folgende Quellen herangezogen: 
Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: 

-Regionalplan Südhessen/Regionaler Flächennutzungsplan 2010 
-Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG 

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe: 
-Vorliegende und genehmigte Betriebspläne 

Hinsichtlich des Altbergbaus: 
-Bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse 
-In der Datenbank vorliegende Informationen 
-Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts Weilburg über früheren Bergbau 

Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans inventarisierten Beständen 
von Berechtsams- und Betriebsakten früherer Bergbaubetriebe und in hiesigen Kartenschränken 
aufbewahrten Rissblättern. Die Stellungnahme basiert daher hinsichtlich des Altbergbaus auf einer 
unvollständigen Datenbasis. 
 
Anhand der oben beschriebenen Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung 
genommen: 
 
Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen betroffen.  



Aktuelle Betriebe: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im 
Planbereich und dessen näherer Umgebung. 
Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tätigkeiten: Im Plangebiet ist meinen Unterlagen 
zufolge bisher kein Bergbau umgegangen. 
 
Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte entgegen.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die übrigen an der Prüfung beteiligten Dezernate der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Wiesbaden haben keine Bedenken oder Hinweise. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Aus der Sicht des Kampfmittelräumdienstes teile ich Ihnen mit, dass ich den 
Kampfmittelräumdienst im Rahmen von Bauleitplanverfahren ausnahmsweise nur dann beteilige, 
wenn im Bauleitplanverfahren von gemeindlicher Seite konkrete Hinweise auf das mögliche 
Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem o.g. Bauleitplanverfahren haben Sie keine 
Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den zentralen Kampfmittelräumdienst nicht 
beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei den Kampfmittelräumdienst direkt zu beteiligen. Mündliche 
Anfragen können Sie an Herrn Schwetzler, Tel. 06151-125714, richten. Schriftlich Anfragen sind an 
das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat I 18, Zentraler Kampfmittelräumdienst, 64278 
Darmstadt, zu richten. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen wurde im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB an dem 
vorliegenden Aufstellungsverfahren beteiligt und hat keine Bedenken gegen die Planung 
geäußert. Die Auswertung vorliegender Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht 
ergeben, dass im Plangebiet mit dem Auffinden von Bombenblindgängern zu rechnen ist. 
Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Fläche nicht 
vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 
 
6. NRM Netzdienste RheinMain 
Schreiben vom 05.05.2017, Az.: N1-NA4-cw 
 
Auf Ihre Anfrage vom 12.04.2017 können wir Ihnen heute mitteilen, dass gegenüber dem Bebau-
ungsplan 60-16-02 „Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße-Süd" grundsätzlich keine Einwände der NRM 
bestehen. 
 
Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Bitte beachten Sie, dass sich in der ausgewiesenen Fläche des Geltungsbereiches 
bereits Versorgungsleitungen befinden, deren Bestand und Betrieb zu gewährleisten sind.  
 
Sollte eine weitere Erschließung mit Erdgas gewünscht werden, wenden Sie sich bitte an 
 
Herrn Andreas Hillebrand 
069 213-26628 
a.hillebrand@nrm-netzdienste.de  
 
Für alle Baumaßnahmen ist die NRM - Norm „Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen, 
Armaturen, Mess-, Signal- und Steuerkabel der Mainova" einzuhalten. Zudem möchten wir Sie 
darauf hinweisen, dass die Überbauung vorhandener Leitungstrassen unzulässig ist. Aus diesem 
Grund fordern Sie für ihre Planungen bitte unsere Bestandsunterlagen online unter dem Link 
www.nrm-netzdienste.de/netzauskunft im Bereich Downloads an. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und zur weitergehenden Berücksichtigung 
bei Bauplanung und Bauausführung in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
7. Syna GmbH 

mailto:a.hillebrand@nrm-netzdienste.de
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Schreiben vom 08.05.2017 
 
Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 18.04.2017, mit dem Sie uns über die oben genannte 
Bauleitplanung informierten und nehmen als zuständiger Verteilungsnetzbetreiber wie folgt 
Stellung: 
 
Gegen die oben genannte Bauleitplanung haben wir unter der Voraussetzung keine Bedenken 
anzumelden, dass unsere bestehenden und geplanten Versorgungseinrichtungen bei der weiteren 
Bearbeitung berücksichtigt werden. 
 
Die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Hier weisen wir auf die vorhandenen Erdkabel unseres Stromversorgungsnetzes, sowie die 
allgemein jeweils gültigen Bestimmungen, Vorschriften und Merkblätter (VDE, DVGW, Merkblätter 
über Baumanpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen usw.) hin. Aus dem 
beiliegenden Plan können Sie unsere vorhandenen Versorgungsanlagen entnehmen. Diese 
Versorgungsanlagen sind für die Stromversorgung zwingend notwendig, daher müssen diese in 
ihrem Bestand erhalten werden. Im Zuge des Neubaus von Erschließungsstraßen und -wegen wird 
die Erweiterung der o. g. Versorgungsanlagen erforderlich. 
 
Sollte von Ihrer Seite der Wunsch bestehen die vorhandene Straßenbeleuchtungsanlage zu 
erweitern, wenden Sie sich bitte an unseren zuständigen Sachbearbeiter Herrn Zimmer, Tel. 
06172-962-137. 
 
Bei der Projektierung der Bepflanzung ist darauf zu achten, dass die Baumstandorte so gewählt 
werden, dass das Wurzelwerk auch in Zukunft die Leitungstrassen nicht erreicht. 
 
In diesem Zusammenhang weisen wir vorsorglich auf die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, 
Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" hin.  
 
Bei Baumanpflanzungen im Bereich unserer Versorgungsanlagen muss der Abstand zwischen 
Baum und Kabel 2,50 m betragen. 
 
Bei geringeren Abständen sind die Bäume zum Schutz unserer Versorgungsanlagen in 
Betonschutzrohre einzupflanzen, wobei die Unterkante der Schutzrohre bis auf die Verlegetiefe der 
Versorgungsleitungen reichen muss. Bei dieser Schutzmaßnahme kann der Abstand zwischen 
Schutzrohr und Kabel auf 0,50 m verringert werden. 
 
In jedem Falle sind Pflanzungsmaßnahmen im Bereich unserer Versorgungsanlagen im Voraus mit 
uns abzustimmen. 
 
Abschließend möchten wir darauf hinweisen, dass uns in allen Erschließungsstraßen und 
Verbindungswegen der notwendige Raum für die Einbringung der Straßenbeleuchtungsstützpunkte 
mit Betonfundamenten und der neuen Versorgungserdkabel nach DIN bereitzustellen ist. 
 
Um Unfälle oder eine Störung der Energieversorgung zu vermeiden, ist der von Ihnen beauftragten 
Baufirma zur Auflage zu machen, vor Beginn der Arbeiten die entsprechenden Bestandspläne bei 
der Syna GmbH anzufordern, bzw. abzuholen. 
 
Für Auskünfte über die Lage unserer Bestandsleitungen wenden Sie sich bitte an unsere 
Planauskunft per E-Mail an geo.service@syna.de oder per Telefon unter der 069/3107-2188/2189. 
 
Unabhängig davon dürfen wir Sie bitten, den Beginn der Bauarbeiten unserem Serviceteam in Bad 
Homburg, Herrn Dissinger, Te1.06172-962-150 vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die vorgebrachten Hinweise werden, sofern sie für die Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung relevant sind, zur weitergehenden Berücksichtigung bei Bauplanung und 
Bauausführung in die Begründung zum Entwurf des Bebauungsplanes aufgenommen. 
Zudem wird der Leitungsverlauf innerhalb der Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße nachrichtlich 
in die Planzeichnung zum Bebauungsplan aufgenommen. Der beigefügte Lageplan wird 
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Bestandteil der Verfahrensunterlagen zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
8. Wasserbeschaffungsverband Usingen (WBV) 
Email vom 26.04.2017 
 
Bezug nehmend auf Ihre Anfrage 60-16-02 Bebauungsplan Friedrich- Ludwig- Jahn- Straße- Süd 
muss ich Ihnen mitteilen, dass wir als Wasserbeschaffungsverband Usingen Bedenken anmelden. 
 
Das Ing. Büro Dr. Wieland hat dazu am 22. Januar 2016 in einem Schreiben Stellung bezogen. 
 
Aus meiner Sicht können wir nur zustimmen, wenn wir eine Verbindungsleitung zwischen WBV-
Usingen und dem Wasserbeschaffungsverband Wilhelmsdorf schließen. 
 
Da wir diesbezüglich schon an den Ausschreibungstexten dieser Maßnahme Bewegung gebracht 
haben, müssen wir die Baumaßnahme erst abschließen, bevor wir Ihrer Baumaßnahme zustimmen 
können. 
 
Wir als Wasserbeschaffungsverband müssen für die Wasserversorgungssicherheit gewährleisten, 
daher kann nur zugestimmt werden, wenn unsere Verbindungsleitung gebaut ist. Wir hoffen dass 
diese Baumaßnahme vor November 2017 abgeschlossen sein wird. Das ist aber noch nicht 
bestätigt. 
 
Da Dr. Wieland dies in seinem Schreiben vom Januar 2016 so auch schon geschrieben hat, ist es 
zurzeit nicht zu gewähren, dass es bei einer fehlenden Wasserbezugsquelle zu befürchten ist, kein 
Wasser in ausreichender Menge in die Hochzone Neu-Anspach sowie Rod am Berg zu liefern. 
 
Für weitere Fragen können Sie mich jederzeit kontaktieren.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Da der Abschluss der Baumaßnahme im Zusammenhang mit der neuen Verbindungsleitung 
zwischen dem Wasserbeschaffungsverband Usingen und dem Wasserbeschaffungsverband 
Friedrichsdorf zeitlich vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen und der städtebaulichen 
Entwicklung innerhalb des vorliegend geplanten Wohngebietes abgeschlossen sein wird, 
besteht diesbezüglich auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung kein weiterer 
Handlungsbedarf, zumal die Erschließung entsprechend gesichert werden kann. 
 
9. Regionalverband FrankfurtRheinMain 
Schreiben vom 25.04.2017, Az.: NA 3/17/Bp 
 
Zu der vorgelegten Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband FrankfurtRheinMain 
zu vertretenden Belange keine Bedenken. 
 
Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Regionalplan Südhessen/Regionale Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) stellt 
den Bereich des geplanten Wohngebietes als „Fläche für die Landbewirtschaftung" und 
„Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen" dar. 
 
Die davon abweichende geplante Ergänzung des vorhandenen Wohngebietes widerspricht 
aufgrund der geringen Flächengröße von ca. 0,5 ha nicht den dargestellten Grundzügen der 
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung in diesem Bereich. 
 
Eine Anpassung der Darstellung an die Wohngebietsfestsetzung im Bebauungsplan kann zu einem 
späteren Zeitpunkt im Rahmen einer Fortschreibung bzw. Neuaufstellung des RPS/RegFNP 
erfolgen. 
 
Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Planung werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Im Landschaftsplan des früheren Umlandverbandes Frankfurt (2000) ist der Bereich überwiegend 
als „Fläche für die Landbewirtschaftung" mit der tatsächlichen Nutzung Grünland dargestellt, eine 



kleine Fläche im mittleren Bereich als „Streuobst" mit wohnungsfernen Gärten und die südliche 
Randparzelle als „Streuobst", potenziell nach § 30 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG in Verbindung mit 
HAGBNatSchG § 13 geschütztes Biotop und „Fläche für Ausgleichsmaßnahmen" (Vorschläge des 
Planungsträgers oder Übernahmen aus Planentwürfen). Wir gehen davon aus, dass im Rahmen 
des weiteren Verfahrens bezüglich der potenziellen Schutzwürdigkeit eine Prüfung und 
Abstimmung mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde erfolgt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die zuständige Untere Naturschutzbehörde hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
diesbezüglich keine Hinweise oder Bedenken vorgebracht, die der vorliegenden Planung 
entgegenstehen oder zu entsprechend erhöhten Anforderungen an das 
Aufstellungsverfahren führen. 
 
10. BUND Hochtaunus, Friederike Schulz 
Schreiben vom 02.05.2017 
 
Diese Stellungnahme erfolgt im Auftrag des BUND Hessen e.V. (Landesverband). 
 
Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischen Planungsbeitrag zum Bebauungsplan 
„Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße - Süd", Punkt 2.1 Umweltbericht 
 
Der BUND bittet um Aufnahme des Verbots von Geofolie im Privatgartenbereich. Der Passus 
„Mindestens 70 % der Grundstücksfreiflächen sind gärtnerisch oder als natürliche Grünfläche 
anzulegen und zu unterhalten." sollte dementsprechend erweitert werden. Geofolien lassen zwar 
Feuchtigkeit durch, verhindern aber, dass Regenwurm und Co. ihre „Arbeit" tun können. Da es 
immer üblicher wird, diese Folien zu nutzen, muss das zum Schutz unserer Böden geregelt 
werden. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird wie folgt entsprochen: 
In den Hinweisteil der textlichen Festsetzungen wird ein Hinweis auf die aus 
naturschutzfachlicher Sicht nicht erwünschte Verwendung von Unkrautschutzfolien (sog. 
Geofolien oder Geovlies) im Plangebiet aufgenommen. Von einer ausdrücklichen textlichen 
Festsetzung wird jedoch auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung insbesondere 
aufgrund des Fehlens einer eindeutigen Rechtsgrundlage für die Festsetzung eines 
entsprechenden Verwendungsverbotes abgesehen. 
 
11.Fraport AG 
Schreiben vom 26.04.2017, Az.: RAC-AP-vi-wi 
 
Zu o.a. Bauleitplanung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Gegen die in Rede stehende Planung bestehen hinsichtlich der uneingeschränkten Anfliegbarkeit 
und der Hindernisfreiheit des Verkehrsflughafens Frankfurt Main keine Bedenken, da das Gebiet 
sowohl außerhalb der Bauhöhenbeschränkung des Bauschutzbereiches gemäß § 12 LuftVG als 
auch außerhalb des Hindernisinformationsbereiches (HIB) gemäß § 18b LuftVG liegt. 
 
Im Übrigen liegt das Plangebiet außerhalb des Lärmschutzbereichs, der gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm durch die Verordnung über die Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs für den Verkehrsflughafen Frankfurt Main vom 30.09.2011 (GVBI 2011, 438) 
festgesetzt wurde, und außerhalb des im Regionalen Flächennutzungsplan vom 17.10.2011 (StAnz 
2011, 1311) ausgewiesenen, den Verkehrsflughafen Frankfurt Main umgebenden 
Siedlungsbeschränkungsgebiets, in dem die Ausweisung neuer Wohnbauflächen und 
Mischgebiete im Rahmen der Bauleitplanung nicht zulässig ist. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
12.Unitymedia Hessen GmbH & Co. KG 
Schreiben vom 20.04.2017, Vorg.-Nr. 258826 
 
Vielen Dank für Ihre Informationen. Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Unitymedia 
Hessen GmbH & Co. KG. Wir sind grundsätzlich daran interessiert, unser glasfaserbasiertes 



Kabelnetz in Neubaugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger zu leisten. 
 
Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit Ihnen zu 
gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am 
Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere oben stehende Vorgangsnummer an. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
II. Öffentlichkeit 
 
1. ████████████████████████████████████████████ 
Scheiben vom 02.05.2017 
 
als Beteiligte im Umlegungsverfahren möchte ich zu dem o.g. Bebauungsplanentwurf folgende 
Anregungen vortragen: 
 
1. Infolge des 5 m breiten Pflanzstreifens im Westen und Süden des Baugebietes sowie des 
Grenzabstandes von 5 m zur Ortsrandbebauung, werden die südlichen Baugrundstücke 447m2 
und 581m2 mit 40 % der Zuteilungsfläche gegenüber den übrigen Grundstücken von 18% - 23% 
überdurchschnittlich belastet. 
 
Zur Reduzierung der Belastung schlage ich vor, den 5 m breiten Pflanzstreifen im Süden, auch 
hinsichtlich einer etwaigen Erweiterung des Baugebietes, mit einem 3 m breiten Grünstreifen zu 
ersetzen. 
 
2. Das nach Außen abzugrenzende Baugebiet im Westen, könnte analog des Be-
bauungsplanes „Am Tripp" mit einem 3 m breiten Pflanzstreifen und einem 2 m breiten 
Grünstreifen ausgewiesen werden. Damit ergäbe sich für alle westlich der Erschließungsstraße 
gelegenen Baugrundstücke eine verbesserte Gartennutzung nach Westen hin. 
 
3. Bei den östlich der Erschließungsstraße gelegenen Baugrundstücken ist ein Grenzabstand 
von 5 m zur vorhandenen Bebauung vorgesehen. 
 
Da die neuen Bauplatzgrenzen schräg zur östlichen Grenze der vorhandenen Bebauung auftreffen, 
ergibt sich bei einer Haustiefe von 11,50 m, ein unterer Grenzabstand von 6,43 m, um den 
Grenzabstand im oberen Bereich von 5 m einzuhalten. Dies schränkt insbesondere die 
Bebauungsmöglichkeit des städtischen Grundstückes am Wendehammer (426m2) erheblich ein. 
 
Aufgrund dessen rege ich an, den Grenzabstand zur vorhandenen Bebauung auf 3 m zu 
reduzieren. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird wie folgt entsprochen: 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der Abstand der Baugrenzen bzw. der 
überbaubaren Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebiet einheitlich auf ein Maß von 
3,0 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass 
nach der im Bebauungsplan vorgesehenen textlichen Festsetzung 1.7.1 je Strauchsymbol in 
der Planzeichnung mindestens fünf standortgerechte heimische Laubsträucher 
anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten sind und dass dabei eine Verschiebung der 
Pflanzungen von bis zu 5,0 m gegenüber den zeichnerisch festgesetzten Standorten 
zulässig ist. Weitergehende Vorgaben werden hierzu nicht getroffen. Insofern bestand auch 
zu keinen Zeitpunkt die Vorgabe, dass die Bepflanzungen 5,0 m breit sein müssen. Der 
Abstand der Baugrenzen von bislang noch zum Teil 5,0 m zur Grundstücksgrenze definiert 
mithin nur die Grenze der überbaubaren zu den nicht überbaubaren Grundstücksflächen. 
 
4. Die südöstliche Grenzziehung des Baugrundstückes 581m2 sollte, wie auch im 
Aufteilungsplan vorgesehen, als Verlängerung der gemeinsamen Grenze der Flurstücke 143/1 und 
145/1 auf die Straßengrenze „Am Steinchen" gezogen werden. 
 
 Der Anregung wird entsprochen. 
 



5. Um die Möglichkeit einer Doppelhausbebauung auf dem Grundstück Nr.6 mit 581 m2 offen 
zu halten, sollte auf der Wegeparzelle 127/2 eine Zufahrt von der Straße „ Am Steinchen" über den 
Weg 127/2 ausgewiesen werden. 
 
Der Anregung wird außerhalb der Bauleitplanung entsprochen. 
Es handelt sich jeweils um Flächen im Eigentum der Stadt Neu-Anspach, sodass eine 
ausdrückliche Sicherung durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan 
städtebaulich nicht erforderlich ist. 
 
2.
 ██████████████████████████████████████████████████████████
████ 
Schreiben vom 11.05.2017 
 
Neben der bereits telefonisch angeregten Reduzierung der Pflanzstreifenbreite (von 5 Meter auf 3 
Meter) bitten wir darum, die „nicht störenden Gewerbebetriebe" nicht zu untersagen. Alternativ 
könnte ein Zusatzpassus: „Ausgenommen gewerbetreibende Kleinbüros — der Wohnnutzung 
untergeordnet" aufgenommen werden. 
 
Uns geht es im Speziellen um die Ermöglichung eines Immobilienbüros mit äußerst geringem 
Kundenverkehr, in unserem Fall sogar geringer als im Architektur- und Ingenieurbüro von Oliver 
Schinnenburg (Summe ca. 1-2 Kunden pro Woche). 
 
Auch die Eheleute Buhlmann sehen es genauso, wir sprachen gestern Abend länger. 
 
Wie Sie wissen, ist im direkt angrenzenden Bebauungsplangebiet „Speichwiese" diese 
Einschränkung nicht enthalten. 
 
Wir bitten Sie eindringlich, einen entsprechenden Passus in die Textfestsetzungen zu integrieren. 
Vielen Dank! 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; den Anregungen wird wie folgt entsprochen: 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der Abstand der Baugrenzen bzw. der 
überbaubaren Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebiet einheitlich auf ein Maß von 
3,0 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass 
nach der im Bebauungsplan vorgesehenen textlichen Festsetzung 1.7.1 je Strauchsymbol in 
der Planzeichnung mindestens fünf standortgerechte heimische Laubsträucher 
anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten sind und dass dabei eine Verschiebung der 
Pflanzungen von bis zu 5,0 m gegenüber den zeichnerisch festgesetzten Standorten 
zulässig ist. Weitergehende Vorgaben werden hierzu nicht getroffen. Insofern bestand auch 
zu keinen Zeitpunkt die Vorgabe, dass die Bepflanzungen 5,0 m breit sein müssen. Der 
Abstand der Baugrenzen von bislang noch zum Teil 5,0 m zur Grundstücksgrenze definiert 
mithin nur die Grenze der überbaubaren zu den nicht überbaubaren Grundstücksflächen. 
 
Zudem werden zum Entwurf des Bebauungsplanes die textlichen Festsetzungen 
dahingehend angepasst, dass die im Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO ausnahmsweise zulässigen sonstigen nicht störende Gewerbebetriebe zwar 
weiterhin unzulässig sind, aber eine der Wohnnutzung untergeordnete Büronutzung 
allgemein zulässig ist. 

 
3. ████████████████████████████████████████████ 
Schreiben vom 23.04.2017 
 
An der Sporthalle ist die Parksituation katastrophal. 
Die Frauenparkplätze sind verschwunden, das Schild- dazu im Rahmen des Neubaues Nr.17 ist 
einfach abgebaut. 
In der Planung für das Neubaugebiet haben Sie einige wenige Parkplätze vorgesehen, das reicht 
bei Weitem nicht aus. Es müssten über die ganze linke Seite des geplanten Neubaugebietes 
ausgewiesene Parkplätze entstehen, in der Queraufstellung, damit mehr Fahrzeuge dort Platz 
finden. Es ist zwar längst nicht ausreichend, aber es wäre eine kleine Verbesserung. 
Ich wohne in der Friedrich-Ludwig-Jahnstraße und bekomme bei Fußballspielen etc. sehr oft die 
Einfahrt zugeparkt, werde blockiert und kann den Fahrzeughalter nicht ausmachen, ich kenne also 
die Situation sehr gut. 



Ich hoffe, Sie nutzen die Chance zur Parkraumverbesserung! 
  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Hinsichtlich der künftigen Bewohner des geplanten Baugebietes kann zunächst angemerkt 
werden, dass nach den einschlägigen Regelungen der städtischen Stellplatzsatzung 
bauliche oder sonstige Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, 
nur errichtet werden, wenn Garagen oder Stellplätze und Abstellplätze in ausreichender 
Zahl und Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden. Diese müssen 
spätestens im Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder 
sonstigen Anlagen fertiggestellt sein und Garagen, Stellplätze und Abstellplätze sind 
grundsätzlich auf dem Baugrundstück herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Auf der im 
Bebauungsplan als Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung „Öffentliche 
Parkplätze“ festgesetzten Fläche sollen hingegen nur Kurzzeitparkplätze insbesondere für 
Besucher des geplanten Baugebietes errichtet werden. Hierbei wird nicht verkannt, dass 
insbesondere im näheren Umfeld der Sportanlagen je nach Nutzungsintensität 
Parkplatzprobleme auftauchen. Die Stadt Neu-Anspach ist daher bemüht, im Zuge der 
städtebaulichen Entwicklung im Bereich „Friedrich-Ludwig-Jahn-Straße – Nord“ weitere 
Parkplätze in ausreichender Anzahl zu schaffen. Zudem werden gegenwärtig bereits die 
Möglichkeiten zum Ankauf eines nahe dem vorliegend geplanten Baugebiet gelegenen 
Grundstückes und dessen Nutzung als Fläche für öffentliche Parkplätze sowie die 
entsprechende Nutzung weiterer städtischer Grundstücke geprüft, um somit eine 
Verbesserung der Parkplatzsituation zu erreichen. 
 
4. ███████████████████████████████ 
Schreiben vom 11.05.2017 
 
Vielen Dank für die freundliche Erläuterung des Bebauungsplans und für die Beantwortung meiner 
Fragen. 
 
Der westlich festgesetzte Pflanzstreifen mit Laubgehölzen in einer Breite von 5 m wird eine 
Gartennutzung extrem einschränken. 
 
Aus diesem Grund rege ich an, die Baugrenze von 5 m auf 3 m zu reduzieren. Ein Streifen von 3 m 
zur Anpflanzung von Laubgehölzen ist ausreichend. 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird entsprochen. 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wird der Abstand der Baugrenzen bzw. der 
überbaubaren Grundstücksflächen im Allgemeinen Wohngebiet einheitlich auf ein Maß von 
3,0 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass 
nach der im Bebauungsplan vorgesehenen textlichen Festsetzung 1.7.1 je Strauchsymbol in 
der Planzeichnung mindestens fünf standortgerechte heimische Laubsträucher 
anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten sind und dass dabei eine Verschiebung der 
Pflanzungen von bis zu 5,0 m gegenüber den zeichnerisch festgesetzten Standorten 
zulässig ist. Weitergehende Vorgaben werden hierzu nicht getroffen. Insofern bestand auch 
zu keinen Zeitpunkt die Vorgabe, dass die Bepflanzungen 5,0 m breit sein müssen. Der 
Abstand der Baugrenzen von bislang noch zum Teil 5,0 m zur Grundstücksgrenze definiert 
mithin nur die Grenze der überbaubaren zu den nicht überbaubaren Grundstücksflächen. 
 
2. den Entwurf des Bebauungsplanes gemäß § 3 Abs 2 BauGB öffentlich auszulegen und die 
Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs 2 BauGB 
einzuholen. 
 
Der Beschluss wird durch folgende Hinweise ergänzt: 
In den Kaufverträgen möge eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit im Hinblick auf den Verzicht 
auf die Geltendmachung von Abwehransprüchen gegen Geräuschemissionen, die von den 
nahegelegenen Sportanlagen bzw. Schießsportanlagen des Schützenvereins ausgehen, 
aufgenommen werden. Außerdem solle in den Kaufverträgen ein Hinweis aufgenommen werden, 
dass der Stadt bekannt ist, dass das Baugelände feucht ist und es den Bauherren obliegt, ein 
Bodengutachteneinzuholen. 
 

Beratungsergebnis: 22 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 10 Stimmenthaltung(en) 



 




